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 ZIVILRECHT 
   

 
Gericht: BGH 

   

Unterlassung hinsichtlich der Nutzung eines baurechtswid-
rigen Offenstalls für Pferde 

BGB 
§ 1004 I Aktenzeichen: V ZR 121/19 

Datum: 27.11.2020 

 
LEITSATZ: Ein Grundstücksnachbar kann von dem anderen verlangen, die Pferdehaltung in einem Offenstall zu 
unterlassen, den dieser ohne Baugenehmigung und unter Verstoß gegen das öffentlich-rechtliche Gebot der Rück-
sichtnahme errichtet hat. 

 

SACHVERHALT 
Die Parteien sind Nachbarn. Die Beklagte zu 1) ist Inhaberin eines Pferdehofs. Sie errichtete ohne Baugenehmigung 

auf ihrem im Außenbereich gelegenen Grundstück in einer Entfernung von etwa 12 m vom Einfamilienhaus der Klä-

gerin einen Offenstall für Pferde und stellte darin Pferde ein. Die Beklagte zu 2), deren Geschäftsführerin die Beklag-

te zu 1) ist, betreibt auf dem Grundstück eine Reitschule. 
 

Die Bauaufsichtsbehörde lehnte im September 2013 die Erteilung einer Baugenehmigung ab. Die von der Beklagten 

zu 1) erhobene Klage wies das VG 2016 mit der Begründung ab, der Offenstall lasse die gebotene Rücksichtnahme 

auf das Wohnhaus der - dort beigeladenen - hiesigen Klägerin vermissen. Hierbei falle insbesondere ins Gewicht, 

dass sich der Stall unmittelbar an der Grenze zum Grundstück der Klägerin in einer Entfernung von etwa 12,5 m zu 

deren Ruheräumen befinde und die Boxen mit dem Auslauf zum Wohnhaus ausgerichtet seien. Das verwaltungsge-

richtliche Urteil ist rechtskräftig. 
 

Das LG gab der Klage statt und verurteilte die Beklagten, die Haltung von Pferden in dem Offenstall zu unterlassen. 

Das OLG wies die Klage ab, soweit sie sich gegen die Beklagte zu 2) richtet. Hinsichtlich der Beklagten zu 1) hat es 

die Verurteilung darauf beschränkt, dass bei der Haltung von Pferden in dem Offenstall die Immissionsrichtwerte 

nach der jeweils geltenden TA Lärm nicht überschritten werden dürften. Auf die Revision der Klägerin hob der BGH 

das Berufungsurteil auf und stellte das Urteil des LG im Verhältnis zur Beklagten zu 1) in der Sache wieder her. Hin-

sichtlich der Beklagten zu 2) verwies der BGH die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung an das OLG 

zurück. 
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LÖSUNG 
Die Klägerin hat aus § 1004 I 1 analog i.V.m. § 823 II BGB und dem öffentlich-rechtlichen Gebot der Rücksicht-

nahme einen Anspruch darauf, dass die Beklagte zu 1) die Haltung von Pferden in dem Offenstall auf ihrem Grund-

stück unterlässt. 
 

Die Verletzung nachbarschützender Vorschriften des öffentlichen Baurechts kann einen solchen verschuldensunab-

hängigen Unterlassungsanspruch des Nachbarn begründen. Zu solchen Normen zählt das Gebot der Rücksichtnahme. 

Dass die Errichtung und die zweckgemäße Nutzung des Offenstalls im Verhältnis zu der Klägerin gegen das Gebot 

der Rücksichtnahme verstoßen, steht aufgrund des rechtskräftigen Urteils des VG mit Bindungswirkung für den Zi-

vilprozess fest. 
 

Damit stellt die Pferdehaltung in dem Stall zivilrechtlich im Verhältnis zur Klägerin einen Verstoß gegen ein Schutz-

gesetz i.S.v. § 823 II BGB dar, sodass diese einen Anspruch aus § 1004 I 1 BGB analog auf Unterlassung dieser Nut-

zung des Stalls hat. Für das Vorliegen der für den Unterlassungsanspruch erforderlichen Wiederholungsgefahr spricht 

aufgrund der bereits erfolgten rechtswidrigen Nutzung des Stalls eine tatsächliche Vermutung, die nach rechtsfehler-

freier Würdigung des OLG selbst dann nicht widerlegt wäre, wenn die Beklagte zu 1) seit 2016 keine Pferde mehr in 

den Stall eingestellt haben sollte. 
 

Hinsichtlich der Beklagten zu 2) konnte das Urteil ebenfalls keinen Bestand haben, da die Klägerin gegen diese aus 

§ 1004 I 2 i.V.m. § 906 BGB einen Anspruch darauf haben kann, keine Pferde in den Offenstall einzustellen. Im 

Hinblick darauf, dass die Klägerin weder anhand des Aussehens der Pferde noch – aufgrund der Personenidentität auf 

Beklagtenseite – anhand der äußeren Abläufe beurteilen und darlegen oder gar beweisen kann, welche Pferde jeweils 

im Eigentum der Beklagten zu 1) oder der Beklagten zu 2) stehen bzw. standen, trifft die Beklagte zu 2) eine sog. 

sekundäre Darlegungslast hinsichtlich der Behauptung der Klägerin, sie (die Beklagte zu 2) habe Pferde in den Of-

fenstall eingestellt. Dieser hat sie bislang nicht genügt. 
 

Die Bekl. zu 2) wird daher in dem erneuten Verfahren vorzutragen haben, welche Pferde in dem von der Klägerin 

behaupteten Zeitraum der Nutzung des Offenstalls in ihrem Eigentum standen und wo diese untergestellt waren. 
 

 

 
Gericht: LG Frankenthal 

   

Verstoß gegen die FIS-Regeln beim Skifahren  
kann teuer werden 

BGB 
§ 823 I Aktenzeichen: 7 O 141/19 

Datum: 17.11.2020 

 
LEITSATZ: Die weltweit geltenden Verhaltensregeln des Internationalen Skiverbandes (FIS-Regeln) konkretisieren 
die Anforderungen an die Sorgfalt der Ski- und Snowboardfahrer und sind als Gewohnheitsrecht anzusehen. 

 

SACHVERHALT 
Beide Unfallbeteiligte waren im Januar 2018 Teilnehmer einer Ski-Reise nach Lake Louise in Kanada. Bei einer 

gemeinsamen Abfahrt mit anderen Mitgliedern der Reisegruppe wurde der Snowboardfahrer von dem Skifahrer 

überholt. Hierbei kam es zu dem folgenreichen Zusammenstoß. Bei dem Verletzten wurde nach seiner Rückkehr nach 

Deutschland ein Kreuzband- und Seitenbandriss sowie eine Verletzung des Innen- und Außenmeniskus festgestellt. 

 

Das LG Frankenthal verurteilte ihn zur Zahlung von Schadensersatz und Schmerzensgeld i.H.v. insgesamt 27.000 €. 

Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig. 

 

LÖSUNG 
Der Skifahrer hat wegen eines Verstoßes gegen die FIS-Regeln für alle Folgen des Unfalls einzustehen. Denn bereits 

nach seiner eigenen Schilderung hat er unmittelbar vor dem Unfall zum Linksschwung angesetzt und ist dann beim 

Ausfahren aus der Kurve leicht hangaufwärts gefahren. Hierbei gilt nach Nr. 5 der FIS-Regeln eine besondere Sorg-

faltspflicht, die der Skifahrer nicht beachtet hat. Jeder Skifahrer, der hangaufwärts schwingen oder fahren will, muss 

sich nach unten und nach oben vergewissern, dass er dies ohne Gefahr für sich und andere tun kann. 
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Das Gericht hatte auch keinen Zweifel daran, dass die schwerwiegende Knieverletzung des Snowboarders bei der 

Kollision und nicht etwa erst in den Tagen danach entstanden ist. Zwar hat dieser nach dem Unfall trotz Schmerzen 

an vier Tagen noch weitere Abfahrten gemacht und sogar an einem Helikopter-Skiing teilgenommen. Das bezeichne-

te der gerichtlich beauftragte orthopädische Sachverständige als durchaus erstaunlich. Er erklärte zur Überzeugung 

des Gerichts aber auch, dass Snowboard-Fahren im Vergleich zum Ski-Fahren knieschonender sei und das Knie zu-

dem durch die hervorragenden Schneeverhältnisse in Kanada weniger stark belastet werde. Auch sei bei erfahrenen 

und ambitionierten Sportlern immer wieder festzustellen, dass diese an ihre Risikobereitschaft und Schmerztoleranz 

höhere Maßstäbe anlegten, als dies normalerweise der Fall sei. 

 

Der Snowboardfahrer kann nun u.a. Ersatz seines Verdienstausfalls i.H.v. 20.000 € sowie 7.000 € Schmerzensgeld 

verlangen. Der Skifahrer ist jedoch wohl durch eine Haftpflichtversicherung geschützt. 

 

 
 

  

 

 

 
  

 VERWALTUNGSRECHT 
   

 
Gericht: OVG Rh-Pfalz   

Corona: Keine Befreiung vom schulischen Präsenzunter-
richt  

GG 
Art. 7 Aktenz.: 2 B 11333/20.OVG 

Datum: 20.11.2020 

 
LEITSATZ: Ein Schüler eines Gymnasiums in Kaiserslautern hat keinen Anspruch auf Befreiung vom Präsenzunter-
richt und Erteilung von Fernunterricht wegen der Corona-Pandemie.  
 

SACHVERHALT 
Der Antragsteller, der ein Gymnasium in Kaiserslautern besucht, beantragte Mitte September 2020 die Befreiung 

vom Präsenzunterricht und die Erteilung von Fernunterricht mit der Begründung, er leide an Asthma bronchiale und 

gehöre daher zu einer Risikogruppe für die Erkrankung Covid-19. Außerdem sei sein 73-jähriger Vater ebenfalls 

erhöht gefährdet. Nach Ablehnung seines Antrags durch das Land Rheinland-Pfalz suchte der Antragsteller um 

einstweiligen Rechtsschutz beim Verwaltungsgericht Neustadt an der Weinstraße nach. Das Verwaltungsgericht lehn-

te seinen Eilantrag ab (vgl. Pressemitteilung des Verwaltungsgerichts Neustadt an der Weinstraße Nr. 22/2020). Seine 

hiergegen eingelegte Beschwerde wies das OVG zurück. 
 

LÖSUNG 
Dem Antragsteller stehe kein Anspruch auf Befreiung vom Präsenzunterricht und Erteilung von Fernunterricht zu. An 

dem im Schulgesetz verankerten Grundsatz des Präsenzunterrichts habe das Land Rheinland-Pfalz bei der Bekämp-

fung der Corona-Pandemie auch nach der aktuellen Zwölften Corona-Bekämpfungsverordnung vom 30. Oktober 

2020 festgehalten. Diese Grundentscheidung stehe zumindest derzeit mit der verfassungsrechtlichen Pflicht des Staa-

tes zum Schutz des Lebens und der körperlichen Unversehrtheit in Einklang. Die Verfassung gebiete keinen voll-

kommenen Schutz vor jeglichen Gesundheitsgefahren, zumal im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie ein 

gewisses Infektionsrisiko mit dem Corona-Virus derzeit für die Gesamtbevölkerung zum allgemeinen Lebensrisiko 

gehöre. Eine Befreiung vom Präsenzunterricht komme nach dem Schulgesetz nur im Einzelfall für Schüler in Be-

tracht, die aus gesundheitlichen Gründen nicht schulbesuchsfähig seien. Ein Recht auf Befreiung bestehe danach 

grundsätzlich nur dann, wenn die Teilnahme am Präsenzunterricht trotz der getroffenen Hygienemaßnahmen unzu-

mutbar sei, wenn also die getroffenen Hygienemaßnahmen nicht (mehr) geeignet sein sollten, die Wahrscheinlichkeit 

einer Ansteckung bzw. eines schweren Krankheitsverlaufs im Einzelfall auf ein zumutbares Maß zu reduzieren. Wie 

das Verwaltungsgericht bereits zutreffend ausgeführt habe, seien die vom Antragsteller vorgelegten Atteste ungeeig-

net, diese Voraussetzungen für eine Befreiung glaubhaft zu machen. Die ärztliche Diagnose „Asthma bronchiale“ und 

die Angabe im Attest, zu einer Risikogruppe zu gehören, reichten hierfür nicht aus. Nicht jede Zugehörigkeit zu einer 
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nicht näher spezifizierten sogenannten Risikogruppe ziehe automatisch – unabhängig von der Anwendung des „Hygi-

eneplans-Corona für die Schulen in Rheinland-Pfalz“ in der Praxis – einen Anspruch auf Befreiung vom Präsenzun-

terricht nach sich. Außerdem gehe der Antragsteller nicht auf die vom Land vorgelegte Stellungnahme der Landes-

ärztekammer vom 21. September 2020 ein, wonach es aus ärztlicher Sicht nur sehr wenige Diagnosen gebe, die die 

Befreiung vom Präsenzunterricht in der Schule rechtfertigten, was explizit auch für die Diagnose „Asthma“ gelte. 

Bezüglich der vom Antragsteller geltend gemachten erhöhten Vulnerabilität seines 73-jährigen Vaters sei ergänzend 

darauf hinzuweisen, dass es nicht im Verantwortungsbereich des Antragsgegners liege, dem Antragsteller und seinem 

Vater ein absolut risikofreies Zusammenleben im gemeinsamen Haushalt zu ermöglichen. Es sei den einzelnen Fami-

lienmitgliedern zumutbar, selbst verstärkte Hygienemaßnahmen zu ergreifen, wenn sie dies für notwendig erachteten. 

Einen Anspruch auf „Vollisolation des Familienverbundes“ hätten sie nicht. 

 
 

 

Gericht: BVerwG   

Radfahrverbot nach Trunkenheitsfahrt 
FeV 
§ 11 Aktenzeichen: 3 C 5.20 

Datum: 04.12.2020 

 
LEITSATZ: Die Annahme fehlender Radfahreignung darf jedenfalls dann, wenn die Frist für die Tilgung der strafge-
richtlichen Ahndung der Trunkenheitsfahrt mit einem Fahrrad im Fahreignungsregister abgelaufen ist, nicht darauf 
gestützt werden, dass der Betroffene ein vor Ablauf der Tilgungsfrist gefordertes Fahreignungsgutachten nicht 
beigebracht hat.  
 

SACHVERHALT 
Der Kläger wandte sich gegen die Untersagung des Führens fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge. Nachdem er am 

08.06.2013 mit einer Blutalkoholkonzentration von 2,88 Promille auf einem Fahrrad am Straßenverkehr teilgenom-

men hatte, verurteilte ihn das AG München mit rechtskräftigem Strafbefehl vom 04.07.2013 wegen fahrlässiger 

Trunkenheit im Verkehr (§ 316 I und II StGB) zu einer Geldstrafe. Als er auch der erneuten Aufforderung der Be-

klagten vom 10.01.2017 nicht nachkam, binnen drei Monaten ein medizinisch-psychologisches Gutachten zur Klä-

rung der Fragen vorzulegen, ob er auch zukünftig ein fahrerlaubnisfreies Fahrzeug unter Alkoholeinfluss führen wer-

de und ob er zukünftig mit erhöhter Wahrscheinlichkeit auch unter Alkoholeinfluss mit einem Kraftfahrzeug am 

Straßenverkehr teilnehmen werde, entzog ihm die Beklagte mit Bescheid vom 23.05.2017 die Fahrerlaubnis aller 

Klassen und untersagte ihm außerdem das Führen fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge auf öffentlichem Verkehrsgrund; den 

Sofortvollzug ordnete die Beklagte nicht an. Diese Regelungen stützte die Beklagte darauf, dass der Kläger das Fahr-

eignungsgutachten nicht beigebracht habe, das sie nach seiner Trunkenheitsfahrt zu Recht von ihm gefordert habe; 

deshalb dürfe sie gemäß § 11 VIII der Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) auf seine Nichteignung zum Führen von 

Kraftfahrzeugen und nicht fahrerlaubnispflichtigen Fahrzeugen schließen. 

Die nach erfolglosem Widerspruch erhobene Klage hat das VG München abgewiesen. Auf die beschränkt auf die 

Untersagung des Führens fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge zugelassene Berufung des Klägers hat der VGH München 

das erstinstanzliche Urteil geändert und die angegriffenen Bescheide insoweit aufgehoben. Maßgeblich für die Beur-

teilung der Rechtmäßigkeit dieser Untersagung sei, da es sich um einen Dauerverwaltungsakt handele, der Zeitpunkt 

der letzten mündlichen Verhandlung. Zu diesem Zeitpunkt sei die strafgerichtliche Ahndung der Trunkenheitsfahrt 

des Klägers aber bereits im Fahreignungsregister zu tilgen gewesen; sie habe deshalb nicht mehr berücksichtigt wer-

den dürfen. Ebenso wenig habe noch gemäß § 11 VIII FeV berücksichtigt werden dürfen, dass der Kläger das wegen 

der Trunkenheitsfahrt zu Recht von ihm geforderte Fahreignungsgutachten nicht vorgelegt habe. 
 

LÖSUNG 
Das BVerwG hat die Revision der Beklagten zurückgewiesen. 
 

Das BVerwG hat die Annahme des Berufungsgerichts bestätigt, dass für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit der vom 

Kläger angegriffenen Untersagung des Führens fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge auf den Zeitpunkt der gerichtlichen 

Entscheidung abzustellen ist, da es sich um einen Dauerverwaltungsakt handelt. Zu diesem Zeitpunkt war die Frist 

für die Tilgung der strafgerichtlichen Ahndung seiner Trunkenheitsfahrt im Fahreignungsregister bereits abgelaufen; 

daher habe sie nicht mehr zu Lasten des Klägers verwertet werden dürfen. Der Umstand, dass die Tilgungsreife zum 

Zeitpunkt einer rechtmäßigen Aufforderung zur Beibringung eines medizinisch-psychologischen Gutachtens und 
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auch zum Zeitpunkt der Untersagung noch nicht eingetreten war, rechtfertige auch mit Blick auf § 11 VIII FeV keine 

andere Beurteilung. Zwar dürfe die Fahrerlaubnisbehörde nach dieser Bestimmung auf die Nichteignung des Be-

troffenen schließen, wenn das von ihm geforderte Fahreignungsgutachten nicht beigebracht werde. Doch lasse sich 

weder dieser Bestimmung noch anderen Regelungen entnehmen, dass damit auch das in § 29 VI und VII des Stra-

ßenverkehrsgesetzes (StVG) angeordnete Verwertungsverbot für im Fahreignungsregister zu tilgende Eintragungen 

durchbrochen werde. Die Nichtbeibringung des Gutachtens habe keine gegenüber der zu tilgenden Anlasstat eigen-

ständige Bedeutung für die Beurteilung der Fahreignung des Betroffenen. 
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